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§ 1 - Einleitung 

A. Untersuchungsgegenstand 
Die Nutzung von Computern und des Internets sind heute längst 
Alltag. So sind z. B. allein über 51 Millionen Deutsche zumindest 
gelegentlich online.1 Der damit einhergehende Wandel des Kom-
munikationsprozesses hat nicht nur zu einer Netzkultur, sondern 
auch zu einer Netzsprache und Netzpolitik geführt. Dies kann nicht 
spurlos an der dritten Staatsgewalt vorbeigehen. Eine „moderne 
Justiz“2 muss sich diesen gewandelten Begebenheiten anpassen. Be-
reits 1968 erkannte der renommierte Rechtsinformatiker Herbert 
Fiedler3, dass sich „eine große Bedeutung der elektronischen Daten-
verarbeitung auch im Justizbereich erwarten [lässt]“4. Diese Erwar-
tung sollte sich erfüllen. Der computergestützte Arbeitsplatz ist heu-
te Standard.5 Gleiches gilt für die informelle elektronische Kommu-
nikation. Doch die technische Entwicklung hat mittlerweile eine 
Dynamik und einen Stand erreicht, welche eine vollelektronische 
Arbeit und Kommunikation ermöglicht. Will die Justiz weiterhin 
modern sein, so muss sie sich diesen Möglichkeiten öffnen. Lange 
Zeit sah es nicht danach aus. So war bis zum Inkrafttreten des 
Formvorschriftenanpassungsgesetzes6 im Juli 2001 keine rechtsver-
bindliche elektronische Kommunikation mit den Gerichten möglich. 
Seitdem hat der Gesetzgeber der Justiz aber die notwendigen 
Rechtsgrundlagen gegeben, um sowohl den Rechtsverkehr als auch 
die Aktenführung rein elektronisch ablaufen zu lassen. Allerdings 
ist die bisherige Entwicklung ernüchternd. Zwar steigt die Anzahl 
                                           
1  ARD/ZDF-Onlinestudie 2011, abrufbar unter: http://www.ard-zdf-

onlinestudie.de/ (Stand: 08.08.2011). 
2  Vgl. hierzu die Aussagen auf der Homepage des Justizministeriums 

Sachsen-Anhalt zur „modernen Justiz“, http://www.sachsen-anhalt.de/ 
index.php?id=2661 (Stand 12.05.2011); damit vergleichbar ist auch Thü-
ringen, http://www.thueringen.de/de/justiz/modern/egovernment/ 
(Stand 12.05.2011). 

3  Zur Person und dem Wirken sei insofern auf die Festschrift für Herbert 
Fiedler zu seiner Emeritierung, „Informatik in Recht und Verwaltung“, 
herausgegeben von Klaus Lenk, Heidelberg 1997, verwiesen. 

4  Fiedler, JZ 1968, S. 557. 
5  Vgl. dazu nur die EDV-Länderberichte, abrufbar unter http:// 

www.justiz.de/BLK/laenderberichte/index.php (Stand 12.05.2011). 
6  BGBl. I 2001, S. 1542. 
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von Angeboten seitens der Justiz kontinuierlich, dennoch gibt es 
immer noch vielfältige Probleme, besonders die der Akzeptanz7. 
Dies erscheint auf den ersten Blick ungewöhnlich, da die elektroni-
sche Kommunikation in der heutigen Gesellschaft besonders ausge-
prägt ist. Zudem besteht mit Ausnahme des Handelsregisters noch 
keine im Massenbetrieb befindliche elektronische Akte. Wo liegen 
aber die Gründe für diesen Entwicklungsstand? Neben rein finanzi-
ellen Motiven rückt die Gesetzgebung in den Mittelpunkt des Inte-
resses. Hat sie ein zukunftsfähiges System für den elektronischen 
Rechtsverkehr und die elektronische Akte bereitgestellt? Damit ein-
her gehen Fragen u. a. nach der Reaktion von Rechtsprechung und 
Anwendern. 

Die vorliegende Arbeit hat es sich daher zum Ziel gesetzt, die Ge-
setzgebung zum elektronischen Rechtsverkehr und zur elektroni-
schen Akte sowie diesbezügliche Reaktionen einer umfassenden 
Prüfung zu unterziehen. Wird im Folgenden dabei von einer voll-
elektronischen Unterstützung des Verfahrens gesprochen, so ist das 
Zusammenwirken von elektronischem Rechtsverkehr und elektro-
nischer Akte gemeint, folglich ein Verfahren, das ohne Papier aus-
kommt. In diesem Zusammenhang sind auch jeweils die Begriffe 
des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektronischen Akte zu 
verstehen.8 

B. Untersuchungsgang 
Die Arbeit unterteilt sich in insgesamt sechs Kapitel. Nach dieser 
Einleitung (§ 1) wird zunächst der Entwicklung des elektronischen 
Rechtsverkehrs und der elektronischen Akte (§ 2) nachgegangen. 
Dazu werden die rechtlichen Grundlagen dargestellt und die aktuel-
le Umsetzung in Bund und Ländern skizziert und bewertet. Dies ist 
eine notwendige Voraussetzung, um im folgenden Kapitel (§ 3) die 
rechtlichen Rahmenbedingungen eingehend zu analysieren. Die 
Untersuchung beginnt dabei mit der Herausarbeitung der Grundla-
gen der Gesetzgebung und der Anforderungen an ein gutes Gesetz. 
Anschließend werden die Regelungen des elektronischen Rechts-

                                           
7  Vgl. hierzu die empirische Studie in § 5. 
8  Vgl. zu den einzelnen Begrifflichkeiten den Wissenschaftlichen Dienst 

des Deutschen Bundestages, Der aktuelle Begriff: Elektronischer Rechts-
verkehr vom 20.04.2005, abrufbar unter: http://www.bundestag.de/ 
dokumente/analysen/2005/2005_04_20.pdf (Stand 12.05.2011). 
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verkehrs und der elektronischen Akte anhand dieser Maßstäbe un-
tersucht. Die bestehenden Normen werden schließlich von der 
Rechtsprechung angewandt. Es bietet sich deshalb an, eine Recht-
sprechungsanalyse (§ 4) durchzuführen, um weitere Gründe für den 
aktuellen Entwicklungsstand ausfindig zu machen bzw. bereits ge-
fundene zu stützen oder zu widerlegen. Entscheidend ist zudem die 
Haltung der Anwender zum elektronischen Rechtsverkehr und zur 
elektronischen Akte. Deren Akzeptanz entscheidet über den Erfolg 
des geschaffenen Systems. Aus diesem Grund wird im vorletzten 
Kapitel eine im Rahmen dieser Arbeit durchgeführte empirische 
Studie ausgewertet (§ 5), welche sich insbesondere mit der Akzep-
tanz des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektronischen Akte 
beschäftigt. Den Schluss bildet eine Zusammenfassung der gefun-
denen Ergebnisse (§ 6).  
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§ 2 – Die Entwicklung des elektronischen 
Rechtsverkehrs und der elektronischen Akte 

A. Der herkömmliche Verfahrensablauf mit Papier 
Es gibt bemerkenswerte Traditionen, Geschichten und Alltäglichkei-
ten, die mit der Führung einer Akte verbunden sind. Der Badische 
Aktenknoten9, die Aktenmalerei10 und die unauffindbare Akte11 
sind je ein Beleg der genannten Bereiche. Gemeinsam ist all diesen 
eines: das Medium Papier. Die traditionelle Akte ist eine Papierakte, 
geführt nach der für sie maßgeblichen Aktenordnung. Diese enthält 
Anweisungen an die Geschäftsstelle der Gerichte, wie eine Akte zu 
führen ist.12 Während bei kleineren Verfahren die Akte noch über-
sichtlich in einem Aktenband gefasst werden kann, erstreckt sie sich 
z. B. bei umfangreichen Wirtschaftsstrafsachen auf mehrere Leitz-
Ordner und füllt nach Abschluss des Verfahrens ganze Archiv-
schränke.  

Die Rolle der Technik war in diesem Zusammenhang bisweilen 
auf kaum mehr als ein Hilfsprodukt beschränkt. Maßgeblich war 
und ist immer noch allein die Papierakte, wenn sich teilweise schon 
Wandlungen vollzogen haben. Darüber mag auch nicht die Nut-

                                           
9  Angeführt u. a. in der Rede von Grundmann, "Grußwort: Symposium - 

Elektronische Akte in Strafsachen" im Bundesministerium der Justiz am 
28. Juni 2011. 

10  Steinert, NJW 1993, S. 1450 f.; Giesen, NJW 1993, S. 2592 liefert dazu eine 
humorvolle Anekdote: Sein Onkel Kurt Englaender war 1928 Assessor 
am LG Aachen und malte in einer Sitzung der Zivilkammer mit Bleistift 
Männchen an den Rand einer Akte. Über das OLG Köln landete die Akte 
beim RG Leipzig, wo der Senatspräsident die Männchen erblickte und 
erzürnt den Verantwortlichen ausfindig machen wollte. Er forderte 
durch Verfügung eine Erklärung „aller Richter und Bediensteten“, wel-
che auch gehorsam eine Erklärung des Tenors abgaben: „Ich habe die 
Männchen nicht gemalt.“ Über das RG Leipzig, das OLG Köln und das 
LG Aachen sowie insgesamt vier Jahre später landete die Akte beim 
nunmehr Amtsrichter Dr. Kurt Englaender. Dieser lass die abgegebenen 
Erklärungen, nahm die Akte, radierte die Männchen weg und schrieb: 
„Welche Männchen?“. 

11  So u. a (zeitweilig) bei OLG Koblenz, Entscheidung vom 26.08.2010, Az: 2 
SsBs 84/10. 

12  Vgl. dazu u. a. § 3 BayAktO. 
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zung einer Vielzahl von Fachanwendungen13 hinwegtäuschen, die 
letztendlich nur die papierne Aktenführung unterstützen, selber 
aber nicht die maßgebliche Akte sind.  

Für die Kommunikation der Verfahrensbeteiligten mit den Ge-
richten wurde schon Ende des 19. Jahrhunderts damit begonnen, 
technische Innovationen nutzbar zu machen. Vom Telegramm bis 
hin zum Computerfax wurde eine breite Palette an Kommunikati-
onseinrichtungen von der Rechtsprechung zugelassen.14 Am Ende 
musste jedoch immer eine Verkörperung der Erklärung bestehen, 
welche bei bestimmenden Schriftsätzen durch die eigenhändige Un-
terschrift der Partei oder ihres Prozessbevollmächtigten abgeschlos-
sen wird. Das Prozessrecht selber verlangte nach Papier, was auch 
nicht einfach von der Rechtsprechung korrigiert werden konnte: 
„Die Voraussetzungen einer Gleichstellung von nicht verkörperten, 
durch Datenübertragung vermittelten Mitteilungen mit eigenhändig 
unterzeichneten Schriftstücken sind vom Gesetzgeber zu bestim-
men.“15 Zwar revidierte der GmS-OBG16 die mit dieser Entschei-
dung verbundene Haltung des BGH zum Computerfax hin zu des-
sen Zulässigkeit, ließ die Kernaussage der hier zitierten Passage 
aber bestehen, da allein „die auf […] Veranlassung [des Absenders] 
am Empfangsort (Gericht) erstellte körperliche Urkunde“17 maßgeb-
lich sei. Lediglich die Frage, bei wem die Verkörperung vorliegen 
muss, wurde damit zugunsten der Nutzer des Computerfaxes ent-
schieden.  

Insgesamt zeichnet sich somit das Bild eines vom Papier domi-
nierten Prozessrechts, bei dem elektronische Unterstützung zwar an 
zahlreichen Stellen erfolgt, letzten Endes jedoch nur Hilfsmittel ist. 

                                           
13  Vgl. dazu Viefhues; in: Kilian/Heussen, Computerrecht, S. 19. 
14  Dazu § 3 B. II. 2. 
15  BGH NJW 1998, S. 3650 
16  GmS-OBG, NJW 2000, S. 2340 f. 
17  GmS-OBG, NJW 2000, S. 2341. 
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B. Die Idee von der vollelektronischen Unterstützung des 
Verfahrens 

I. Vom Papier zum elektronischen Dokument 

Die Loslösung von diesen antiquierten Strukturen des Prozessrechts 
war angesichts der technischen und gesellschaftlichen Entwicklung 
abzusehen.18 EDV-Systeme wurden im Verlaufe der Zeit immer leis-
tungsfähiger, kostengünstiger und somit massenkompatibel. Zu-
gleich etablierte sich mit dem Internet eine Verbindung zwischen 
diesen Systemen, das sich in der Bevölkerung rasch verbreitete und 
auch heute noch Zuwachsraten verzeichnet.19 Angesichts dieser 
„elektronischen Revolution“, welche eine papierlose Kommunikati-
on der Nutzer untereinander ermöglichte, verfestigte sich auch beim 
Gesetzgeber der Wille, dieser Entwicklung standzuhalten und die 
Justiz den modernen Bedingungen anzupassen. Die Technik sollte 
nicht mehr allein ein Hilfsmittel sein, welches den Rechtsverkehr 
und die Aktenführung unterstützt. Ziel war vielmehr eine „Elektro-
nisierung“ dieser Bereiche hin zu einem vollständig elektronischen, 
papierlosen Kreislauf. 

II. Die Vorstellung vom Idealfall 

Im Idealfall liefe die Kommunikation zwischen dem Gericht und 
den Verfahrensbeteiligten ausschließlich elektronisch ab. Per E-Mail 
könnten Schriftsätze eingereicht und u. a. Entscheidungen zugestellt 
werden. Die Akteneinsicht wäre rund um die Uhr über das Internet 
möglich. Zugleich würde bei Gericht eine elektronische Akte ge-
führt, in die sämtliche eingehende Dokumente integriert und elekt-
ronisch bearbeitet werden. Alle Schritte bis hin zur Archivierung 
der elektronischen Akte bedürften folglich keines Papierausdrucks 
mehr.  

Diese Kurzbeschreibung umreißt lediglich den, insbesondere 
vom Gesetzgeber,20 anvisierten Wunschzustand. Schon dies aber 

                                           
18  Dazu noch § 3 B. III.; kritisch zum papierlosen Verfahren einst noch Re-

deker, CR 1986, S. 490; fortschrittlicher schon Ebbing, CR 1996, S. 272 f. 
19  Zur technischen Entwicklung § 3 B. III. 2. 
20  Vgl. dazu die Pressemitteilung des BMJ „E-Mail ersetzt den Aktenbock“ 

vom 18.03.2005; auch im Gesetzesentwurf zum Justizkommunikationsge-
setz BT-Drs. 15/4067, S. 29 f. wird ausführlich der Idealfall (hier aber 
mehr auf die elektronische Akte allein) referiert. 
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reicht, um aufzuzeigen, dass der elektronische Rechtsverkehr und 
die elektronische Akte eine echte, durchgängig angewandte Alterna-
tive sein soll und nicht lediglich ein Hilfsprodukt zur herkömmli-
chen Form. Der Idealfall besteht folglich nicht in einer Kombination 
von beispielsweise elektronischer Kommunikation und papierba-
sierter Aktenführung, sondern in einem medienbruchfreien Ablauf 
des Verfahrens. 

C. Erwartungen an den elektronischen Rechtsverkehr und 
die elektronische Akte in der Bundes- und Landespolitik 
In der Bundespolitik wird der elektronische Rechtsverkehr als eine 
wichtige Stütze für eine moderne Justiz angesehen. Gerade „in Zei-
ten knapper finanzieller und personeller Ressourcen“21 sei er essen-
tiell für eine moderne Justiz und schaffe aufgrund seiner Vorteile 
„eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass Bürgerinnen und Bür-
ger schneller zu ihrem Recht kommen.“22 Die angeführten Vorteile 
sieht das Bundesministerium der Justiz besonders in der Schnellig-
keit der neuen Kommunikationsform und der ständigen Verfügbar-
keit.23 Für Rechtsanwälte sei mit geringem finanziellem und techni-
schem Aufwand das Gericht praktisch rund um die Uhr erreichbar 
und für die Justiz selbst erleichtert und beschleunigt der elektroni-
sche Rechtsverkehr die Abläufe.24 Letzteres wird durch Anlegen 

                                           
21  Pressemitteilung des BMJ vom 28.07.2004 – „E-Mail statt Briefpost und 

Aktenbock – neue Kommunikationsmöglichkeiten in der Justiz“.  
22  Pressemitteilung des BMJ vom 28.07.2004 – „E-Mail statt Briefpost und 

Aktenbock – neue Kommunikationsmöglichkeiten in der Justiz“; in diese 
Richtung auch der Vortrag von Däubler-Gmelin auf dem EDV-
Gerichtstag 2000 in Saarbrücken, zusammengefasst bei Viefhues, JurPC 
Web-Dok. 218/2000, Abs. 2 ff. 

23  Pressemitteilung des BMJ vom 28.07.2004 – „E-Mail statt Briefpost und 
Aktenbock – neue Kommunikationsmöglichkeiten in der Justiz“; Pres-
semitteilung des BMJ vom 18.12.2006 „’e-Justice’ – bürgernahe Justiz 
durch elektronische Kommunikation“; Pressemitteilung des BMJ vom 
10.12.2007 „Zweiter IT-Gipfel: Zypries fordert Grundgesetzänderungen“. 

24  Pressemitteilung des BMJ vom 28.07.2004 – „E-Mail statt Briefpost und 
Aktenbock – neue Kommunikationsmöglichkeiten in der Justiz“; Pres-
semitteilung des BMJ vom 18.12.2006 „’e-Justice’ – bürgernahe Justiz 
durch elektronische Kommunikation“; Pressemitteilung des BMJ vom 
18.06.2009 „E-Justice im Grundbuchverfahren und Klarheit bei Grund-
stücksgeschäften mit BGB-Gesellschaften“. 


